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Ein von dem Schuldner gegen den Treuhander wegen der Ausschuttung unpfandbaren
Vermogens erwirkter Schadensersatzanspruch fallt als Einzelschaden, der einen
Ausgleich fur diese die Glaubiger rechtswidrig begunstigende MalRnahme bildet, nicht in
die Insolvenzmasse und unterliegt keiner Nachtragsverteilung.

§ 203 Abs. 1 Nr. 3 InsO, § 60 InsO

Beschluss des BGH vom 10.07.2008 — IX ZB 172/07 —
Aufhebung des Beschlusses des LG Schweinfurt vom 21.08.2007 - 41 T 154/07 -

Schadensersatzanspriiche gegen den Insolvenzverwalter oder Treuhander bildeten - so
der BGH - einen neuen Vermogensgegenstand, wenn es sich um einen etwa auf der Ver-
untreuung von Massegegenstanden beruhenden Gesamtschaden handele. Vorliegend
gehe es indessen um einen Einzelschaden der Schuldnerin, weil sie ihren Ersatzanspruch
aus der Verteilung von Betragen an die Glaubiger herleite, die gemal § 292 Abs. 1 Satz 3,
§ 36 Abs. 1 Satz 2 InsO, § 850c ZPO wegen Unpfandbarkeit nicht Bestandteil der Insol-
venzmasse gewesen seien. Erweise sich die Rechtsauffassung der Schuldnerin als zu-
treffend, hatten die unﬁféndbaren Bezige nicht an die Glaubiger ausgeschittet werden
durfen. Sei die Auskehr der Mittel an die Glaubiger rechtswidrig gewesen, kdnne ein
Schadensersatzanspruch, der die unrechtmaflige Ausschuttung im Interesse der Schuld-
nerin kompensieren solle, nicht in die Masse fallen, die, weil entsprechende Betrage
tatsachlich dort vorhanden gewesen und zugunsten der Glaubiger verteilt worden seien,
andernfalls zu Unrecht doppelt begunstigt wurde. Vielmehr stehe ein etwaiger Schadens-
ersatzanspruch alleine der Schuldnerin zu, die durch die Verteilung unpfandbarer
Vermogensgegenstande einen Einzelschaden erlitten habe. Der Schadensersatzanspruch
konne als Kompensation fur entgegen dem Pféndun?sverbot des § 850c ZPO zugunsten
der Gléubiger tatsachlich vorgenommene Ausschuittungen nicht der Masse als neuer
Gegenstand (§ 203 Abs. 1 Nr. 3 InsO) zustehen. Mithin seien die Voraussetzungen einer
Nachtragsverteilung nicht gegeben. Werde ein Schadensersatzanspruch verneint, scheide
ein neuer Massegegenstand von vornherein aus.

Zu den Auswirkungen fur die Praxis vgl. Raab, jurisPR-InsR 21/2008 Anm. 1 (unter D):
"Die Entscheidung stellt klar, dass der letztendlich grundgesetzlich garantierte
Pfandungsschutz nicht durch ein Fehlverhalten des Treuhanders ausgehohlt oder
umgangen werden darf. Der Einzug und die Verteilung unpfandbarer Betrage muss im
Nacc?hinein in Form eines Schadensersatzanspruches des Schuldners kompensiert
werden."

glvgl. zur Haftung des Insolvenzverwalters/Treuhanders das Urteil des BGH vom
0.07.2008 - IX ZR 118/07 -, UVR 017/2008, S. 1278-1284)

Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 10.07.2008 — IX ZB 172/07 —
wie tolgt entschieden:

Grunde

l.
1

Uber das Vermdgen der Schuldnerin wurde auf den von ihr in Verbindung mit einem An-
trag auf Erteilung der Restschuldbefreiung gestellten Eigenantrag am 22. April 2002 das
Insolvenzverfahren eroffnet und Rechtsanwalt H., W., zum Insolvenzverwalter bestellt.
Nach Ankundigung der Restschuldbefreiung durch Beschluss vom 7. Oktober 2003 und
Bestellung des Insolvenzverwalters zum Treuhander wurde das Insolvenzverfahren mit
Beschluss vom 29. Januar 2004 aufgehoben. Der Schuldnerin wurde am 29. Juni 2007
Restschuldbefreiung erteilt.


http://rundschreiben.hvbg.de/RS/HVBG-INFO.nsf/14A9606C5564EDDAC12574E900369679/$FILE/UVR2008-017-1278-1284.pdf
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Wahrend der Dauer des Insolvenzverfahrens bezog die Schuldnerin eine Rente der LSV
von monatlich 254,27 bzw. 261,65 €, eine Rente der BfA von monatlich 821,56 bzw.
844,37 €, welche die BfA wegen eines Verrechnungsersuchens (§ 52 SGB I) der A., einer
Glaubigerin der Schuldnerin, auf monatlich 623,78 € kurzte, sowie ein Arbeitseinkommen
aus geringfugiger Beschaftigung von monatlich hdchstens 240 €. Im Zeitraum von Oktober
2003 bis Marz 2005 belief sich die Differenz zwischen dem Pfandungsfreibetrag von mo-
natlich 930 € und den der Schuldnerin - die Rente der LSV wurde unmittelbar an den
Treuhander ausbezahlt - zur Verfugung stehenden monatlichen Mitteln auf 1.549,22 €. Auf
die von der Schuldnerin erhobene Klage wurde der Treuhander im Berufungsrechtszug
durch das Landgericht Wurzburg verurteilt, diesen Betrag an die Schuldnerin zu bezahlen.

3

Der Treuhander teilte dem Amtsgericht am 12. Juli 2007 mit, den Ausschuttungsbericht fir
das letzte Jahr der Wohlverhaltensphase und die gesamte Wohlverhaltensphase erst nach
Abschluss dieses Rechtsstreits vorlegen zu kdnnen. Mit Beschluss vom 18. Juli 2007 hat
das Amtsgericht angeordnet, dass die Anordnung der Nachtragsverteilung fur den Betrag
von 1.549,22 € ausdrucklich vorbehalten bleibt, weil der Insolvenzbeschlag des Gutha-
bens auf dem Treuhandkonto trotz formeller Beendigung des Verfahrens unverandert fort-
bestehe. Auf die sofortige Beschwerde der Schuldnerin hat das Landgericht die "Nach-
tragsverwaltung" hinsichtlich etwaiger Schadensersatzforderungen der Schuldnerin gegen
den Treuhander, Rechtsanwalt H., W., angeordnet und zum Treuhander fur die Nach-
tragsverteilung Rechtsanwalt B., W., bestimmt. Dagegen richtet sich die Rechtsbeschwer-
de der Schuldnerin.

.
4

Die gemall § 574 Abs. 1 Nr. 1 ZPO, §§ 7, 6 Abs. 1, § 204 Abs. 2 Satz 2 InsO statthafte
Rechtsbeschwerde ist wegen grundsatzlicher Bedeutung (§ 574 Abs. 2 Nr. 1 ZPO) zulas-
sig. Sie hat auch in der Sache Erfolg und fuhrt zur Aufhebung der vordergerichtlichen Ent-
scheidungen.

5

1. Das Beschwerdegericht hat ausgefuihrt, die Nachtragsverteilung erfasse Forderungen,
denen Schadensersatzanspriche gegen den Treuhander zugrunde lagen. Die Anordnung
einer Nachtragsverteilung sei nach Erteilung der Restschuldbefreiung zulassig. Die
Schuldnerin kdnne sich nicht ohne weiteres auf die Unpfandbarkeit des auszuzahlenden
Betrages berufen, weil es sich dabei nicht um Arbeitseinkommen, sondern um einen
Schadensersatzanspruch handele.

6
2. Diese Ausflhrungen halten rechtlicher Prifung nicht stand.
7

a) Die angefochtene Entscheidung versto3t bereits gegen das auch im Beschwerdeverfah-
ren zu beachtende (BGHZ 159, 122, 124) Verschlechterungsverbot. Das Amtsgericht hat
die Nachtragsverteilung "fur die auf dem Treuhandkonto befindlichen Betrage ausdrucklich
vorbehalten". Auf die hiergegen von der Schuldnerin eingelegte sofortige Beschwerde hat
das Landgericht "hinsichtlich etwaiger Schadensersatzforderungen der Schuldnerin gegen
den Treuhander eine Nachtragsverteilung angeordnet". Die Beschwerdeentscheidung


http://www.juris.de/jportal/portal/t/y8a/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=2&numberofresults=3&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR030150975BJNE006800314&doc.part=S&doc.price=0.0
http://www.juris.de/jportal/portal/t/y8a/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=2&numberofresults=3&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR005330950BJNE067803301&doc.part=S&doc.price=0.0
http://www.juris.de/jportal/portal/t/y8a/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=2&numberofresults=3&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR286600994BJNE000801310&doc.part=S&doc.price=0.0
http://www.juris.de/jportal/portal/t/y8a/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=2&numberofresults=3&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR286600994BJNE000701310&doc.part=S&doc.price=0.0
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enthalt damit im Verhaltnis zur Ausgangsentscheidung in zwei Punkten eine Verscharfung:
Das Amtsgericht hat die Nachtragsverteilung auf die auf dem Konto vorhandenen Betrage
beschrankt, das Landgericht hingegen auf Schadensersatzanspriuche der Schuldnerin er-
streckt. Aulderdem ist im Unterschied zu der Erstentscheidung eine kunftige Nachtragsver-
teilung zwingend durchzufiihren. Diese Anderungen zum Nachteil der Schuldnerin sind mit
dem Verbot der reformatio in peius nicht zu vereinbaren.

8

b) Davon abgesehen sind die angefochtenen Beschlisse aufzuheben, weil die Vorausset-
zungen einer Nachtragsverteilung (§ 203 Abs. 1 InsO) nicht durchgreifen.

9

aa) Das Insolvenzgericht hat gemall § 203 Abs. 1 Nr. 3 InsO eine Nachtragsverteilung
anzuordnen, wenn nach dem Schlusstermin Gegenstande der Masse ermittelt werden.
Eine Nachtragsverteilung hat noch nach Erteilung der Restschuldbefreiung zu erfolgen,
falls unbekannte Vermogensgegenstande des Schuldners aufgefunden werden (Mohrbut-
ter/Ringstmeier/Pape, Handbuch der Insolvenzverwaltung 8. Aufl. § 17 Rn. 187).

10

bb) Im Streitfall ist indessen entgegen der Auffassung der Vordergerichte kein neues
Schuldnervermégen aufgetaucht.

11

(1) Die Schuldnerin hat mit ihnrem Antrag auf Erteilung von Restschuldbefreiung nach MafR3-
gabe des § 287 Abs. 2 Satz 1 InsO die pfandbaren Forderungen auf Bezlige aus einem
Dienstverhaltnis oder an deren Stelle tretende laufende Bezlge an einen von dem Gericht
zu bestimmenden Treuhander abgetreten. Mit der Treuhanderbestellung durch das Insol-
venzgericht und der Amtsubernahme sind diese Forderungen auf den Treuhander Uber-
gegangen (BGH, Beschl. v. 13. Juli 2006 - IX ZB 117/04, ZIP 2006, 1651 f Rn. 14 ff).
Samtliche pfandbaren Forderungen der Klagerin auf Zahlung von Dienst- und Rentenbe-
zugen sind damit Bestandteil der Insolvenzmasse.

12

(2) Ein der Schuldnerin etwa gegen den Treuhander zustehender Schadensersatzan-
spruch fallt nicht als neuer Gegenstand in die Masse.

13

Schadensersatzanspriiche gegen den Insolvenzverwalter oder Treuhander bilden einen
neuen Vermogensgegenstand, wenn es sich um einen etwa auf der Veruntreuung von
Massegegenstanden beruhenden Gesamtschaden handelt (MinchKomm-InsO/Hintzen, 2.
Aufl. § 203 Rn. 15; MunchKomm-InsO/Brandes, aaO §§ 60, 61 Rn. 116). Vorliegend geht
es indessen um einen Einzelschaden der Schuldnerin, weil sie ihren Ersatzanspruch aus
der Verteilung von Betragen an die Glaubiger herleitet, die gemaly § 292 Abs. 1 Satz 3,
§ 36 Abs. 1 Satz 2 InsO, § 850c ZPO wegen Unpfandbarkeit nicht Bestandteil der Insol-
venzmasse waren (MinchKomm-InsO/Brandes, aaO §§ 60, 61 Rn 65). Erweist sich die
Rechtsauffassung der Schuldnerin als zutreffend, durften die unpfandbaren Bezlige nicht
an die Glaubiger ausgeschuttet werden. War die Auskehr der Mittel an die Glaubiger
rechtswidrig, kann ein Schadensersatzanspruch, der die unrechtmafige Ausschuttung im
Interesse der Schuldnerin kompensieren soll, nicht in die Masse fallen, die, weil entspre-
chende Betrage tatsachlich dort vorhanden waren und zugunsten der Glaubiger verteilt
wurden, andernfalls zu Unrecht doppelt begunstigt wirde. Vielmehr steht ein etwaiger


http://www.juris.de/jportal/portal/t/y8a/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=2&numberofresults=3&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR286600994BJNE021500000&doc.part=S&doc.price=0.0
http://www.juris.de/jportal/portal/t/y8a/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=2&numberofresults=3&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR286600994BJNE021500000&doc.part=S&doc.price=0.0
http://www.juris.de/jportal/portal/t/y8a/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=2&numberofresults=3&fromdoctodoc=yes&doc.id=KORE300822006&doc.part=K&doc.price=0.0
http://www.juris.de/jportal/portal/t/y8a/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=2&numberofresults=3&fromdoctodoc=yes&doc.id=KORE300822006&doc.part=K&doc.price=0.0
http://www.juris.de/jportal/portal/t/y7q/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=2&numberofresults=3&fromdoctodoc=yes&doc.id=KORE313552008%3Ajuris-r00&doc.part=L&doc.price=0.0&doc.hl=1&doc.fopen=fs-wf-vg-pz-
http://www.juris.de/jportal/portal/t/y8a/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=2&numberofresults=3&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR286600994BJNE003903301&doc.part=S&doc.price=0.0
http://www.juris.de/jportal/portal/t/y8a/page/jurisw.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=2&numberofresults=3&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR005330950BJNE106008301&doc.part=S&doc.price=0.0
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Schadensersatzanspruch alleine der Schuldnerin zu, die durch die Verteilung unpfandba-
rer Vermodgensgegenstande einen Einzelschaden erlitten hat. Der Schadensersatzan-
spruch kann als Kompensation fur entgegen dem Pfandungsverbot des § 850c ZPO zu-
gunsten der Glaubiger tatsachlich vorgenommene Ausschuttungen nicht der Masse als
neuer Gegenstand (§ 203 Abs. 1 Nr. 3 InsO) zustehen. Mithin sind die Voraussetzungen
einer Nachtragsverteilung, auch wenn die gegen das Urteil des Landgerichts Wiurzburg
erhobene Revision ohne Erfolg bleibt, nicht gegeben. Hat die Revision Erfolg, wird ein
Schadensersatzanspruch also verneint, scheidet ein neuer Massegegenstand von vorn-
herein aus.



	Gründe

